
Seit ihrer Gründung tritt die 
österreichische Bruderpartei ent
schlossen für die sozialen und 
demokratischen Rechte der Ar
beiterklasse und aller Werktäti
gen ein. Als beispielsweise in den 
Jahren 1924 und 1925 im Zeichen 
einer sogenannten wirtschaftli
chen Sanierungspolitik massive 
Versuche unternommen wurden, 
soziale Errungenschaften der 
österreichischen Revolution von 
1918/19, wie Achtstundentag, 
Mieterschutz, bezahlter Urlaub 
für Arbeiter, staatliche Entschädi
gung für Kriegsinvaliden, -witwen 
und -waisen rückgängig zu ma
chen, trat die KPÖ entschlossen

Ausgehend von den heutigen Be
dingungen und Erfordernissen, 
bleibt die Verteidigung der sozia
len Interessen und demokrati
schen Rechte der Werktätigen ei
nes der wichtigsten Ziele der 
KPÖ. Dies kommt konkret und 
überzeugend in dem vom 26. Par
teitag im März 1987 beschlosse
nen Aktionsprogramm „Gemein
sam handeln für soziale und de
mokratische Alternativen" zum 
Ausdruck. Auf dieser Grundlage 
entwickelte die KPÖ vielfältige 
konkrete Vorschläge zur Bekämp
fung der Arbeitslosigkeit, Vertei
digung der Rechte der Frauen, 
Rentner und nationalen Minder
heiten. Die Aktion „Schach der 
Wohnraumspekulation" zielt auf 
die Verteidigung der Interessen 
der Mieter. Wie ihre Vorschläge 
zur Sanierung des Staatshaushal
tes belegen, geht die Partei dabei 
von den realen Problemen und 
Möglichkeiten des Landes aus. 
Ihre Anregungen zur Steuerre
form lassen sich von dem Krite- 
r um leiten, alle Gewinne und Ein
nahmen entsprechend zu ver
steuern. Der Staat soll sich das 
Geld dort holen, wo es im Über
maß vorhanden ist, und nicht in 
erster Linie die kleinen Sparer be
lasten. Diese und andere Alterna
tivprogramme sollen mit einem 
möglichst breiten Kreis von Ver
bündeten durchgesetzt werden,

dagegen auf. Dabei sammelte sie 
Erfahrungen, baute ihre Organi
sation insbesondere durch die 
Schaffung von Betriebszellen aus 
und entwickelte neue Formen der 
Massenarbeit. So wurden 1924 
erstmalig Betriebszeitungen her
ausgegeben. Im Februar 1926 
faßte das Zentralkomitee die Er
fahrungen der sozialökonomi
schen Kämpfe in einem 
„12-Punkte-Programm" für hö
here Löhne, allgemeine Alters
und Invalidenversicherung, Ent
eignung von Großgrundbesitz, 
die Schaffung von Arbeitsplätzen 
durch Bund Und Gemeinden und 
anderes mehr zusammen.

aus dem die KPÖ keinen poten
tiellen Partner ausläßt. 
Friedensarbeit ist entsprechend 
den Beschlüssen des jüngsten 
Parteitages eine vorrangige Auf
gabe der Partei. Wie unterstri
chen wird, dürften die positiven 
Tendenzen in der internationalen 
Entwicklung keinesfalls dazu füh
ren, daß die Friedensbewegung 
in ihren Anstrengungen nachläßt. 
Vielmehr müsse sie durch wei
tere Mobilisierung der öffentli
chen Meinung dazu beitragen, 
daß der begonnene Abrüstungs
prozeß zielstrebig weitergeführt 
wird. In diesem Sinne beteiligen 
sich die Kommunisten aktiv an 
den diesjährigen Herbstaktionen 
der österreichischen Friedensbe
wegung. Eine wichtige Forderung 
besteht darin, die Militärausga
ben des Landes zu reduzieren.
Im Ergebnis ihrer realistischen, 
den Erfordernissen entsprechen
den Politik konnte die KPÖ in 
jüngster Zeit ihre Positionen teil
weise stärken. Nachdem die Par
tei bei Parlamentswahlen über 
Jahrzehnte an Stimmen verloren 
hatte, gelang es ihr im November 
1986, diesen Trend aufzuhalten. 
Diese Entwicklung setzte sich bei 
den Gemeinderatswahlen in 
Wien und Graz 1987 bzw. 1988 
fort, wo der Stimmenanteil der 
KPÖ deutlich erhöht werden 
konnte. Auch wenn die Zahl der

für sie abgegebenen Stimmen 
insgesamt noch gering ist, 
wächst der Einfluß der Partei in 
der außerparlamentarischen Ak
tion.
Die KPÖ gibt sich mit den bisheri
gen Fortschritten nicht zufrieden. 
Sie geht davon aus, daß die neue 
politische Situation für die Partei 
günstigere, zugleich aber auch 
anspruchsvollere Kampfbedin
gungen schafft. Hierzu gehören 
Veränderungen in der sozialen 
Zusammensetzung der Arbeiter
klasse und der Werktätigen. So 
ist beispielsweise die Zahl der un
mittelbar in der materiellen Pro
duktion Beschäftigten seit Mitte 
der siebziger Jahre um fast 11 
Prozent zurückgegangen, wäh
rend der Anteil der Arbeiter im 
Dienstleistungssektor um 14,1 
Prozent stieg. Ein drastischer 
Rückgang der traditionellen 
Schichten der Arbeiterklasse 
zeigt sich besonders deutlich im 
Bergbau, in der Metallurgie und 
in der Textilindustrie. Die Partei 
leitet daraus Schlußfolgerungen 
für ihre politische Arbeit und für 
die Gewinnung neuer Mitglieder 
ab. Sie ist bestrebt, in allen 
Grundorganisationen ein solches 
politisches Klima zu schaffen, 
das Zuversicht und Optimismus 
stärkt und Erscheinungen von Re
signation überwinden hilft.
In jahrzehntelangen gemeinsa
men Kämpfen gegen Reaktion, 
Faschismus und Krieg, für Frie
den, Demokratie und Sozialismus 
haben sich zwischen deutschen 
und österreichischen Kommuni
sten seit der Gründung von KPD 
und KPÖ im Jahre 1918 enge brü
derliche Beziehungen herausge
bildet. Die SED bringt der inter
nationalistischen Tradition und 
Haltung der KP Österreichs hohe 
Wertschätzung entgegen. Dies 
kam während des Besuches des 
Vorsitzenden der KPÖ, Franz 
Muhri, Ende vergangenen Jahres 
in der DDR erneut deutlich zum 
Ausdruck. Unsere Partei wird 
auch künftig in solidarischer Ver
bundenheit fest an der Seite der 
österreichischen Kommunisten 
stehen.
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